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 Gesetzentwurf
 der Bundesregierung

 Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Wachstum und
 Beschäftigung

 A.  Problem und Ziel

 Die  spürbare  Verbesserung  der  Rahmenbedingungen  für  mehr  Wachstum  und
 Beschäftigung genießt für die Bundesregierung höchste Priorität.

 Nur  durch  ein  höheres  Wirtschaftswachstum  entstehen  dauerhaft  mehr  Arbeits-
 plätze,  sinken  die  Ausgaben  für  den  Arbeitsmarkt  und  steigt  auch  das  Steuerauf-
 kommen.

 Zur  Stärkung  der  Wachstumskräfte  in  konjunkturschwachen  Zeiten  sind  eine
 gezielte  Wiederbelebung  der  Investitionstätigkeit  und  die  steuerliche  Gewäh-
 rung  von  Liquiditätsvorteilen  für  kleinere  und  mittelständische  Unternehmen
 erforderlich.  Zur  Förderung  von  Wachstum  und  Beschäftigung  muss  darüber
 hinaus  der  private  Haushalt  als  Feld  für  neue  Beschäftigungsmöglichkeiten  steu-
 erlich  gefördert  werden.  Zugleich  soll  durch  die  Möglichkeit  der  steuerlichen
 Berücksichtigung  erwerbsbedingter  Kinderbetreuungskosten  wie  Betriebsaus-
 gaben  oder  Werbungskosten  die  Vereinbarkeit  von  Familie  und  Beruf  verbessert
 werden.

 B.  Lösung

 Mit  dem  Gesetz  zur  steuerlichen  Förderung  von  Wachstum  und  Beschäftigung
 unternimmt  die  Bundesregierung  einen  weiteren  Schritt  im  Rahmen  eines
 finanz-  und  steuerpolitischen  Gesamtkonzepts,  um  einerseits  die  Verschuldung
 der  öffentlichen  Haushalte  nachhaltig  zu  begrenzen  und  andererseits  notwen-
 dige wirtschaftsfördernde Maßnahmen zu ergreifen.

 Das  Gesetz  enthält  steuerliche  Maßnahmen  zur  Wirtschaftsförderung,  nämlich
 die  Übertragung  der  bei  Veräußerung  eines  Binnenschiffes  aufgedeckten  stillen
 Reserven  auf  erworbene  Binnenschiffe,  die  Verbesserung  der  Abschreibungsbe-
 dingungen  für  bewegliche  Wirtschaftsgüter  des  Anlagevermögens,  die  steuer-
 liche  Berücksichtigung  erwerbsbedingter  Kinderbetreuungskosten  wie  Be-
 triebsausgaben  oder  Werbungskosten,  die  Erweiterung  der  steuerlichen
 Absetzbarkeit  für  haushaltsnahe  Dienstleistungen  der  Handwerkerleistungen
 und  Betreuungsleistungen  für  eine  pflegebedürftige  Person  sowie  die  Verdoppe-
 lung  der  Umsatzgrenze  bei  der  IST-Versteuerung  für  die  alten  Bundesländer  bei
 Fortführung  der  derzeitigen  Regelung  über  das  Jahr  2006  hinaus  für  die  neuen
 Bundesländer.
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C.  Alternativen

 Keine

 D.  Finanzielle Auswirkungen

 Für  die  Haushalte  der  Gebietskörperschaften  ergeben  sich  in  den  Kassenjahren
 2006 bis 2010 die nachfolgenden Auswirkungen:

 Finanzielle  Auswirkungen  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  zur  steuerlichen  Förde-
 rung von Wachstum und Beschäftigung

 E.  Sonstige Kosten

 Keine

 Gebiets-
 körperschaft

 Steuermindereinnahmen in Mio. Euro in den Kassenjahren

 2006  2007  2008  2009  2010

 Bund  –  1 232  –  2 180  –  2 426  –  1 802   –  588

 Länder  –  1 149  –  2 081  –  2 342  –  1 716   –  518

 Gemeinden   –  429  –  1 394  –  1 727  –  1 167   –  194

 Insgesamt  –  2 810  –  5 655  –  6 495  –  4 685  –  1 300



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 3 – Drucksache 16/753





Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 5 – Drucksache 16/753
Anlage 1
 Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Wachstum und
 Beschäftigung
 Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  das
 folgende Gesetz beschlossen:

 Artikel  1

 Änderung des Einkommensteuergesetzes

 Das  Einkommensteuergesetz  in  der  Fassung  der  Bekannt-
 machung  vom  19.  Oktober  2002  (BGBl.  I  S.  4210,  2003  I
 S.  179),  zuletzt  geändert  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom
 … (BGBl.  I S.  …), wird wie folgt geändert:

 1.  Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  der  Angabe  „§  4e  Beiträge  an  Pensionsfonds“
 wird folgende Angabe eingefügt:

 „§  4f
 Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten“.

 b)  Die Angabe zu §  33c wird wie folgt gefasst:

 „§  33c
 Private Kinderbetreuungskosten“.

 2.  Nach §  4e wird folgender §  4f eingefügt:

 „§  4f
 Erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten

 Aufwendungen  für  Dienstleistungen  zur  Betreuung
 eines  zum  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  gehörenden
 Kindes  im  Sinne  des  §  32  Abs.  1,  die  wegen  einer  Er-
 werbstätigkeit  des  Steuerpflichtigen  anfallen,  können  bei
 Kindern, die

 a)  das  6.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  bis  zu
 einer  Höhe  von  4  000  Euro  je  Kind,  soweit  die  Auf-
 wendungen 1  000 Euro je Kind übersteigen,

 b)  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben  oder
 wegen  einer  vor  Vollendung  des  27.  Lebensjahres  ein-
 getretenen  körperlichen,  geistigen  oder  seelischen  Be-
 hinderung  außerstande  sind,  sich  selbst  zu  unterhal-
 ten, bis zu einer Höhe von 4  000 Euro je Kind,

 bei  der  Ermittlung  der  Einkünfte  aus  Land-  und  Forst-
 wirtschaft,  Gewerbebetrieb  oder  selbständiger  Arbeit  wie
 Betriebsausgaben  abgezogen  werden.  Im  Falle  des  Zu-
 sammenlebens  der  Elternteile  gilt  Satz  1  nur,  wenn  beide
 Elternteile  erwerbstätig  sind.  Satz  1  gilt  nicht  für  Auf-
 wendungen  für  Unterricht,  die  Vermittlung  besonderer
 Fähigkeiten  sowie  für  sportliche  und  andere  Freizeitbetä-
 tigungen.  Ist  das  zu  betreuende  Kind  nicht  nach  §  1
 Abs.  1  oder  2  unbeschränkt  einkommensteuerpflichtig,
 ist  der  in  Satz  1  genannte  Betrag  zu  kürzen,  soweit  es
 nach  den  Verhältnissen  im  Wohnsitzstaat  des  Kindes  not-
 wendig und angemessen ist.“

 3.  §  6b Abs.  1 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „oder  Gebäude“  durch
 die Wörter „Gebäude oder Binnenschiffe“ ersetzt.

 b)  Satz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  2  wird  am  Ende  das  Wort  „oder“  ge-
 strichen.

 bb)  Nach  Nummer  3  wird  der  abschließende  Punkt
 durch  ein  Komma  ersetzt,  danach  das  Wort
 „oder“ sowie folgende Nummer 4 angefügt:

 „4.  Binnenschiffen,  soweit  der  Gewinn  bei  der
 Veräußerung  von  Binnenschiffen  entstanden
 ist.“

 4.  In §  7 Abs.  2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt:

 „Abweichend  von  Satz  2  darf  bei  beweglichen  Wirt-
 schaftsgütern  des  Anlagevermögens,  die  nach  dem
 31.  Dezember  2005  und  vor  dem  1.  Januar  2008  ange-
 schafft  oder  hergestellt  worden  sind,  der  anzuwendende
 Hundertsatz  höchstens  das  Dreifache  des  bei  der  Abset-
 zung  für  Abnutzung  in  gleichen  Jahresbeträgen  in  Be-
 tracht  kommenden  Hundertsatzes  betragen  und  30  vom
 Hundert nicht übersteigen.“

 5.  In  §  9  Abs.  5  Satz  1  wird  das  Wort  „gilt“  durch  die  Anga-
 be „sowie §  4f gelten“ ersetzt.

 6.  Dem  §  9a  Satz  1  Nr.  1  Buchstabe  a  wird  folgender  Halb-
 satz angefügt:

 „daneben  sind  Aufwendungen  nach  §  4f  gesondert  abzu-
 ziehen;“.

 7.  In  §  12  werden  nach  den  Wörtern  „Soweit  in“  die  Angabe
 „§  4f  “ sowie ein Komma eingefügt.

 8.  §  33c wird wie folgt geändert:

 a)  Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

 „§  33c
 Private Kinderbetreuungskosten“.

 b)  Absatz  1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „entweder  erwerbs-
 tätig  ist“  und  das  anschließende  Komma  gestri-
 chen.

 bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst:

 „Bei  zusammenlebenden  Eltern  ist  Satz  1  nur
 dann  anzuwenden,  wenn  bei  beiden  Elternteilen
 die  Voraussetzungen  nach  Satz  1  vorliegen  oder
 ein  Elternteil  erwerbstätig  ist  und  der  andere  El-
 ternteil  sich  in  Ausbildung  befindet,  körperlich,
 geistig oder seelisch behindert oder krank ist.“
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9.  §  35a Abs.  2 wird wie folgt gefasst:

 „(2)  Für  die  Inanspruchnahme  von  haushaltsnahen
 Dienstleistungen,  die  in  einem  inländischen  Haushalt
 des  Steuerpflichtigen  erbracht  werden,  ermäßigt  sich
 die  tarifliche  Einkommensteuer,  vermindert  um  die
 sonstigen  Steuerermäßigungen,  auf  Antrag  um  20  vom
 Hundert,  höchstens  600  Euro,  der  Aufwendungen  des
 Steuerpflichtigen;  dieser  Betrag  erhöht  sich  für  die  In-
 anspruchnahme  von  Pflege-  und  Betreuungsleistungen
 für  Personen,  bei  denen  ein  Schweregrad  der  Pflegebe-
 dürftigkeit  im  Sinne  des  §  14  des  Elften  Buches  Sozial-
 gesetzbuch  besteht  oder  die  Leistungen  der  Pflegeversi-
 cherung  beziehen,  die  in  einem  inländischen  Haushalt
 des  Steuerpflichtigen  oder  im  Haushalt  der  vorstehend
 genannten  gepflegten  oder  betreuten  Person  erbracht
 werden,  auf  1  200  Euro.  Für  die  Inanspruchnahme  von
 Handwerkerleistungen  für  Renovierungs-,  Erhaltungs-
 und  Modernisierungsmaßnahmen,  die  in  einem  inländi-
 schen  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  erbracht  werden,
 ermäßigt  sich  die  tarifliche  Einkommensteuer,  vermin-
 dert  um  die  sonstigen  Steuerermäßigungen,  auf  Antrag
 um  20  vom  Hundert,  höchstens  600  Euro,  der  Aufwen-
 dungen  des  Steuerpflichtigen.  Der  Abzug  von  der  tarif-
 lichen  Einkommensteuer  nach  den  Sätzen  1  und  2  gilt
 nur  für  Arbeitskosten  und  nur  für  Aufwendungen,  die
 nicht  Betriebsausgaben,  Werbungskosten  oder  Auf-
 wendungen  für  eine  geringfügige  Beschäftigung  im
 Sinne  des  §  8  des  Vierten  Buches  Sozialgesetzbuch  dar-
 stellen  und  soweit  sie  nicht  als  Sonderausgaben  oder
 außergewöhnliche  Belastung  berücksichtigt  worden
 sind.  In  den  Fällen  des  Absatzes  1  ist  die  Inanspruch-
 nahme  der  Steuerermäßigungen  nach  den  Sätzen  1
 und  2  ausgeschlossen.  Eine  kumulative  Inanspruchnah-
 me  der  Sätze  1  und  2  für  dieselbe  Dienstleistung  ist
 ausgeschlossen.  Voraussetzung  für  die  Steuerermäßi-
 gungen  nach  den  Sätzen  1  und  2  ist,  dass  der  Steuer-
 pflichtige  die  Aufwendungen  durch  Vorlage  einer
 Rechnung  und  die  Zahlung  auf  das  Konto  des
 Erbringers  der  haushaltsnahen  Dienstleistung,  der
 Handwerkerleistung  oder  der  Pflege-  oder  Betreuungs-
 leistung durch Beleg des Kreditinstituts nachweist.“

 10.  §  52 wird wie folgt geändert:

 a)  Nach  Absatz  18a  wird  folgender  Absatz  18b  einge-
 fügt:

 „(18b)  §  6b  in  der  Fassung  des  Artikels  1  des  Ge-
 setzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …  [einsetzen:  Ausferti-
 gungsdatum  und  Seitenzahl  der  Verkündung  des
 vorliegenden  Änderungsgesetzes])  ist  erstmals  auf
 Veräußerungen  nach  dem  31.  Dezember  2005  und
 letztmals  auf  Veräußerungen  vor  dem  1.  Januar  2011
 anzuwenden.  Für  Veräußerungen,  die  vor  diesem
 Zeitpunkt  vorgenommen  werden,  ist  §  6b  in  der  im
 Veräußerungszeitpunkt  geltenden  Fassung  weiter
 anzuwenden.“

 b)  Dem Absatz 50b wird folgender Satz angefügt:

 „§  35a  Abs.  2  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  …
 (BGBl.  I  S.  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum  und
 Seitenzahl  der  Verkündung  des  vorliegenden  Ände-
 rungsgesetzes])  ist  erstmals  für  im  Veranlagungs-
 zeitraum  2006  geleistete  Aufwendungen  anzuwen-
 den,  soweit  die  den  Aufwendungen  zu  Grunde
 liegenden  Leistungen  nach  dem  31.  Dezember  2005
 erbracht worden sind.“

 Artikel 2

 Änderung des Umsatzsteuergesetzes

 §  20  des  Umsatzsteuergesetzes  in  der  Fassung  der  Be-
 kanntmachung  vom  21.  Februar  2005  (BGBl.  I  S.  386),  das
 zuletzt  durch  Artikel  …  des  Gesetzes  vom  …  (BGBl.  I  S.  …)
 geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  1  Satz  1  Nr.  1  wird  die  Angabe
 „125  000  Euro“  durch  die  Angabe  „250  000  Euro“  er-
 setzt.

 b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  Die  Angabe  „31.  Dezember  2006“  wird  durch  die
 Angabe „31.  Dezember 2009“ ersetzt.

 bb)  Die  Angabe  „125  000  Euro“  wird  durch  die  An-
 gabe „250  000  Euro“ ersetzt.

 Artikel 3

 Inkrafttreten

 (1) Artikel 2 tritt am 1.  Juli 2006 in Kraft.

 (2)  Im  Übrigen  tritt  dieses  Gesetz  am  Tag  nach  der  Ver-
 kündung in Kraft.
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Begründung
 I. Allgemeiner Teil

 Eine  Verbesserung  der  Rahmenbedingungen  für  mehr
 Wachstum  und  Beschäftigung  genießt  für  die  Bundesregie-
 rung  höchste  Priorität.  Nur  durch  ein  höheres  Wirtschafts-
 wachstum  entstehen  dauerhaft  mehr  Arbeitsplätze,  sinken
 die  Ausgaben  für  den  Arbeitsmarkt  und  steigt  das  Steuerauf-
 kommen.

 Die  Bundesregierung  verfolgt  ein  finanz-  und  steuerpoliti-
 sches  Gesamtkonzept,  das  sowohl  darauf  setzt,  die  Verschul-
 dung  der  öffentlichen  Haushalte  nachhaltig  zu  begrenzen  als
 auch  gezielt  wirtschaftsfördernde  Maßnahmen  zu  ergreifen,
 die  die  Attraktivität  des  Wirtschaftsstandorts  Deutschland
 spürbar erhöhen.

 Das  Gesetz  zur  steuerlichen  Förderung  von  Wachstum  und
 Beschäftigung  enthält  im  Sinne  des  steuerpolitischen  Ge-
 samtkonzepts  vor  allem  Regelungen,  von  denen  sich  die
 Bundesregierung  positive  Impulse  für  mehr  Investitionen
 und  Beschäftigung  verspricht.  Zur  Stärkung  der  Wachstums-
 kräfte  in  konjunkturschwachen  Zeiten  sind  eine  gezielte
 Wiederbelebung  der  Investitionstätigkeit  und  die  steuerliche
 Gewährung  von  Liquiditätsvorteilen  für  kleinere  und  mittel-
 ständische  Unternehmen  erforderlich.  Zur  Förderung  von
 Wachstum  und  Beschäftigung  muss  darüber  hinaus  der  pri-
 vate  Haushalt  als  Feld  für  neue  Beschäftigungsmöglichkei-
 ten  steuerlich  gefördert  werden.  Zugleich  wird  durch  die
 Möglichkeit  der  steuerlichen  Berücksichtigung  erwerbsbe-
 dingter  Kinderbetreuungskosten  wie  Betriebsausgaben  oder
 Werbungskosten  die  Vereinbarkeit  von  Familie  und  Beruf
 verbessert.

 Im  Einzelnen  enthält  das  Gesetz  die  folgenden  Maßnahmen
 zur Wirtschaftsförderung:

 ●  Zur  besseren  Vereinbarkeit  von  Kinderbetreuung  und
 Beruf  können  erwerbsbedingte  Kinderbetreuungskosten
 für  Kinder  bis  6  Jahre  bis  zu  einem  Betrag  von  4  000  Eu-
 ro  je  Kind,  soweit  die  Aufwendungen  1  000  Euro  je  Kind
 übersteigen,  wie  Betriebsausgaben  oder  Werbungskosten
 berücksichtigt  werden.  Für  Kinder  zwischen  7  und

 14  Jahren  können  ab  dem  ersten  Euro  erwerbsbedingte
 Kinderbetreuungskosten  bis  zu  einem  Betrag  von
 4  000  Euro  wie  Betriebsausgaben  oder  Werbungskosten
 abgezogen werden (§  4f EStG).

 ●  Um  die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Binnen-
 schifffahrts-Flotte  im  europäischen  Vergleich  zu  gewähr-
 leisten,  ist  eine  Verjüngung  der  deutschen  Binnenschiff-
 fahrts-Flotte  unumgänglich.  Hierzu  wird  §  6b  EStG
 dergestalt  erweitert,  dass  die  bei  der  Veräußerung  eines
 Binnenschiffes  aufgedeckten  stillen  Reserven  auf  erwor-
 bene Binnenschiffe übertragen werden können.

 ●  Verbesserung  der  Abschreibungsbedingungen  durch  eine
 befristete  Anhebung  der  degressiven  AfA  für  bewegliche
 Wirtschaftsgüter  des  Anlagevermögens  auf  höchstens
 30  Prozent.  Damit  setzt  die  Bundesregierung  schnell
 wirksame  Anreize  für  eine  Verstärkung  der  Investitions-
 tätigkeit (§  7 Abs.  2 EStG).

 ●  Ausdehnung  der  Ermäßigung  der  tariflichen  Einkommen-
 steuer  auf  Erhaltungs-  und  Modernisierungsmaßnahmen
 sowie  Betreuungsleistungen  für  eine  pflegebedürftige
 Person  zur  Förderung  von  Wachstum  und  Beschäftigung,
 wovon  nicht  nur  Familien,  sondern  auch  Handwerk  und
 Dienstleister  in  besonderem  Maße  profitieren  werden
 (§  35a EStG).

 ●  Schließlich  wird  zur  Förderung  kleiner  und  mittlerer  Un-
 ternehmen  die  Umsatzgrenze  bei  der  Besteuerung  nach
 vereinnahmten  Entgelten  (IST-Versteuerung)  in  den  alten
 Bundesländern  von  125  000  Euro  auf  250  000  Euro  an-
 gehoben.  Die  Maßnahme  wird  ergänzt  um  eine  Verlänge-
 rung  der  derzeitigen  Regelung  zur  IST-Versteuerung  für
 die  neuen  Bundesländer  über  das  Jahr  2006  hinaus  bis
 Ende 2009 (§  20 UStG).

 Im  Zuge  der  gemäß  §  2  der  Gemeinsamen  Geschäftsordnung
 (GGO)  vorzunehmenden  Relevanzprüfung  sind  unter  Be-
 rücksichtigung  der  unterschiedlichen  Lebenssituation  von
 Männern  und  Frauen  keine  Auswirkungen  erkennbar,  die
 gleichstellungspolitischen Zielen zuwiderlaufen.
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2006 2007 2008 2009 2010

Volle 
Jahres- 

wirkung 1)

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €)

lfd. 
Nr.

Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von

Kassenjahr

Wachstum und Beschäftigung

Steuer-
art / 

Gebiets-
körper-
schaft

Maßnahme

1 §§ 4f, 9, 33c EStG Insg. - 460 - 140 - 460 - 460 - 460 - 460

GewSt . . . . . .
ESt - 435 - 130 - 435 - 435 - 435 - 435
SolZ - 25 - 10 - 25 - 25 - 25 - 25

Bund - 210 - 65 - 210 - 210 - 210 - 210

GewSt . . . . . .
ESt - 185 - 55 - 185 - 185 - 185 - 185
SolZ - 25 - 10 - 25 - 25 - 25 - 25

Länder - 185 - 55 - 185 - 185 - 185 - 185

GewSt . . . . . .
ESt - 185 - 55 - 185 - 185 - 185 - 185

Gem. - 65 - 20 - 65 - 65 - 65 - 65

GewSt . . . . . .
ESt - 65 - 20 - 65 - 65 - 65 - 65

2 § 6b EStG 2)
Ins. . . . . . .

Bund . . . . . .
Länder . . . . . .
Gem. . . . . . .

3 § 7 Abs. 2 EStG Insg. - 2.410 - 1.070 - 3.725 - 4.815 - 3.005 + 130

GewSt - 825 - 365 - 1.275 - 1.650 - 1.030 + 45
ESt - 470 - 210 - 725 - 935 - 585 + 25
KSt - 1.030 - 460 - 1.595 - 2.065 - 1.285 + 55
SolZ - 85 - 35 - 130 - 165 - 105 + 5

Bund - 834 - 369 - 1.288 - 1.663 - 1.039 + 46

GewSt - 34 - 15 - 52 - 68 - 42 + 2
ESt - 200 - 89 - 308 - 397 - 249 + 11
KSt - 515 - 230 - 798 - 1.033 - 643 + 28
SolZ - 85 - 35 - 130 - 165 - 105 + 5

Länder - 833 - 371 - 1.287 - 1.664 - 1.038 + 44

GewSt - 118 - 52 - 182 - 235 - 147 + 6
ESt - 200 - 89 - 308 - 397 - 249 + 11
KSt - 515 - 230 - 797 - 1.032 - 642 + 27

Gem. - 743 - 330 - 1.150 - 1.488 - 928 + 40

GewSt - 673 - 298 - 1.041 - 1.347 - 841 + 37
ESt - 70 - 32 - 109 - 141 - 87 + 3

4 § 35a Abs. 2 Satz 2 EStG Insg. - 1.100 - 330 - 1.100 - 1.100 - 1.100 - 1.100

ESt - 1.045 - 315 - 1.045 - 1.045 - 1.045 - 1.045
SolZ - 55 - 15 - 55 - 55 - 55 - 55

Bund - 499 - 149 - 499 - 499 - 499 - 499

ESt - 444 - 134 - 444 - 444 - 444 - 444
SolZ - 55 - 15 - 55 - 55 - 55 - 55

Länder - 444 - 134 - 444 - 444 - 444 - 444

ESt - 444 - 134 - 444 - 444 - 444 - 444

Gem. - 157 - 47 - 157 - 157 - 157 - 157

ESt - 157 - 47 - 157 - 157 - 157 - 157

Übertragung stiller Reserven bei der 
Veräußerung von Binnenschiffen

Einführung einer Steuerermäßigung für 
Erhaltungs- und Modernisierungs-
aufwendungen, die in einem inländischen 
Haushalt des Steuerpflichtigen erbracht 
werden, in Höhe von 20% der Arbeitskosten 
(max. 600 €)

Berücksichtigung erwerbsbedingter 
Kinderbetreuungskosten als 
Betriebsausgaben/Werbungskosten

Anhebung der degressiven AfA für 
bewegliche Wirtschaftsgüter auf 30% und 
max. das 3-fache der linearen AfA befristet 
für 2 Jahre
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2006 2007 2008 2009 2010

Volle 
Jahres- 

wirkung 1)

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €)

lfd. 
Nr.

Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von

Kassenjahr

Wachstum und Beschäftigung

Steuer-
art / 

Gebiets-
körper-
schaft

Maßnahme

5 § 35a Abs. 2 Satz 1, 2. Halbsatz EStG Insg. - 120 - 40 - 120 - 120 - 120 - 120

ESt - 115 - 40 - 115 - 115 - 115 - 115
SolZ - 5 . - 5 - 5 - 5 - 5

Bund - 54 - 17 - 54 - 54 - 54 - 54

ESt - 49 - 17 - 49 - 49 - 49 - 49
SolZ - 5 . - 5 - 5 - 5 - 5

Länder - 49 - 17 - 49 - 49 - 49 - 49

ESt - 49 - 17 - 49 - 49 - 49 - 49

Gem. - 17 - 6 - 17 - 17 - 17 - 17

ESt - 17 - 6 - 17 - 17 - 17 - 17

6 § 20 UStG Insg. . - 1.230 - 250 . . + 250

USt . - 1.230 - 250 . . + 250

Bund . - 632 - 129 . . + 129

USt . - 632 - 129 . . + 129

Länder . - 572 - 116 . . + 116

USt . - 572 - 116 . . + 116

Gem. . - 26 - 5 . . + 5

USt . - 26 - 5 . . + 5

7 Insg. - 4.090 - 2.810 - 5.655 - 6.495 - 4.685 - 1.300

GewSt - 825 - 365 - 1.275 - 1.650 - 1.030 + 45
ESt - 2.065 - 695 - 2.320 - 2.530 - 2.180 - 1.570
KSt - 1.030 - 460 - 1.595 - 2.065 - 1.285 + 55
SolZ - 170 - 60 - 215 - 250 - 190 - 80
USt . - 1.230 - 250 . . + 250

Bund - 1.597 - 1.232 - 2.180 - 2.426 - 1.802 - 588

GewSt - 34 - 15 - 52 - 68 - 42 + 2
ESt - 878 - 295 - 986 - 1.075 - 927 - 667
KSt - 515 - 230 - 798 - 1.033 - 643 + 28
SolZ - 170 - 60 - 215 - 250 - 190 - 80
USt . - 632 - 129 . . + 129

Länder - 1.511 - 1.149 - 2.081 - 2.342 - 1.716 - 518

GewSt - 118 - 52 - 182 - 235 - 147 + 6
ESt - 878 - 295 - 986 - 1.075 - 927 - 667
KSt - 515 - 230 - 797 - 1.032 - 642 + 27
USt . - 572 - 116 . . + 116

Gem. - 982 - 429 - 1.394 - 1.727 - 1.167 - 194

GewSt - 673 - 298 - 1.041 - 1.347 - 841 + 37
ESt - 309 - 105 - 348 - 380 - 326 - 236
USt . - 26 - 5 . . + 5

Anmerkungen:
1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von 12 Monaten
2) Geringfügige, nicht bezifferbare Steuermindereinnahmen

Einführung einer Steuerermäßigung für 
Pflege- und Betreuungsleistungen für eine 
pflegebedürftige Person, die in einem 
inländischen Haushalt des Steuerpflichtigen 
oder im Haushalt der pflegebedürftigen 
Person erbracht werden, in Höhe von 20% 
der Arbeitskosten (max. 1.200 €)

Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs 

eines Gesetzes zur steuerlichen 

Förderung von Wachstum und 

Beschäftigung

Ausdehnung der Umsatzgrenzen bei der Ist-
Versteuerung (Anhebung der Umsatzgrenze 
in den alten Bundesländern ab 01.07.2006 
von 125.000 € auf 250.000 € sowie 
Fortführung der erhöhten Umsatzgrenze von 
500.000 € in den neuen Bundesländern bis 
zum Jahr 2009)
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II. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Einkommensteuergesetz)

 Zu Nummer 1  (Inhaltsübersicht)

 Notwendige  redaktionelle  Anpassung  der  Inhaltsübersicht
 des  EStG  an  die  Einfügung  des  §  4f  und  der  Änderung  des
 §  33c.

 Zu Nummer 2  (§  4f – neu)

 Der  neu  eingefügte  §  4f  EStG  soll  die  Vereinbarkeit  von  Kin-
 derbetreuung  und  Erwerbstätigkeit  verbessern.  Nach  gelten-
 dem  Recht  sind  Kinderbetreuungskosten  nicht  als  Be-
 triebsausgaben/Werbungskosten  abziehbar,  sondern  werden
 nur  im  Rahmen  des  §  32  Abs.  6  EStG  und  durch  §  33c  EStG
 berücksichtigt.  Zukünftig  sollen  Aufwendungen  für  Dienst-
 leistungen  zur  Betreuung  eines  zum  Haushalt  des  Steuer-
 pflichtigen  gehörenden  Kindes  im  Sinne  des  §  32  Abs.  1,  wel-
 ches  das  14.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  hat  oder  wegen
 einer  vor  Vollendung  des  27.  Lebensjahres  eingetretenen  kör-
 perlichen,  geistigen  oder  seelischen  Behinderung  außerstande
 ist,  sich  selbst  zu  unterhalten,  bis  zu  einem  Betrag  von  4  000
 Euro  je  Kind  bei  der  Ermittlung  der  Einkünfte  aus  Land-  und
 Forstwirtschaft,  Gewerbebetrieb  oder  selbständiger  Arbeit
 wie  Betriebsausgaben  berücksichtigt  werden.  Bei  Kindern,
 die  das  6.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  können  nur
 Aufwendungen,  die  1  000  Euro  je  Kind  übersteigen,  abgezo-
 gen  werden.  Damit  wird  berücksichtigt,  dass  z.  B.  Kosten  für
 den  Besuch  eines  Kindergartens  bei  allen  Eltern  anfallen,  un-
 abhängig  davon,  ob  sie  erwerbstätig  sind  oder  nicht.  Alle  El-
 tern  mit  Kindern  dieser  Altersgruppe  werden  gleichgestellt.
 Der  Abzug  wie  Betriebsausgaben  gilt  nicht  nur,  wenn  der
 Steuerpflichtige  Alleinerziehender  ist,  sondern  auch  dann,
 wenn  beide  Elternteile  zusammenleben  und  beide  erwerbstä-
 tig  sind.  Zum  Abzug  ist  der  Elternteil  berechtigt,  der  die  Auf-
 wendungen  getragen  hat.  Haben  beide  Elternteile  Aufwen-
 dungen  nach  §  4f  Satz  1  EStG  getragen,  so  können  gleichwohl
 je  Kind  nur  maximal  4  000  Euro  wie  Betriebsausgaben  gel-
 tend  gemacht  werden.  Sofern  die  Steuerpflichtigen  nicht  eine
 andere  Aufteilung  wählen,  ist  der  Betrag  je  zur  Hälfte  bei  der
 Einkünfteermittlung der Eltern zu berücksichtigen.

 Aufwendungen  für  Unterricht  (z.  B.  Schulgeld,  Nachhilfe-,
 Fremdsprachenunterricht),  die  Vermittlung  besonderer  Fä-
 higkeiten  (z.  B.  Musikunterricht,  Computerkurse)  oder  für
 sportliche  und  andere  Freizeitbetätigungen  (z.  B.  Mitglied-
 schaft  in  Sportvereinen  oder  anderen  Vereinen,  Tennis-,
 Reitunterricht  usw.)  werden  nicht  nach  §  4f  EStG  berück-
 sichtigt.

 Ist  das  Kind  nicht  unbeschränkt  einkommensteuerpflichtig,
 ist  der  als  Betriebsausgabe  zu  berücksichtigende  Betrag  auf
 das  nach  den  Verhältnissen  im  Wohnsitzstaat  des  Kindes
 notwendige  und  angemessene  Maß  zu  kürzen.  Die  Länder-
 gruppeneinteilung  im  Schreiben  des  Bundesministers  der
 Finanzen  vom  17.  November  2003  (BStBl  I  S.  637)  ist  hier-
 für als Maßstab heranzuziehen.

 Zu Nummer 3  (§  6b Abs.  1 Satz  1 und 2 Nr.  4 – neu)

 Um  die  Konkurrenzfähigkeit  der  deutschen  Binnenschiff-
 fahrtsflotte  im  europäischen  Vergleich  zu  gewährleisten,  ist
 eine  Verjüngung  der  deutschen  Binnenschifffahrtsflotte  un-
 umgänglich.  Hierzu  wird  §  6b  EStG  erweitert,  so  dass  –  wie

 beispielsweise  in  den  Niederlanden  praktiziert  –  die  bei  der
 Veräußerung  eines  Binnenschiffes  aufgedeckten  stillen
 Reserven  auf  erworbene  Binnenschiffe  übertragen  werden
 können.

 Zu Nummer 4  (§  7 Abs.  2 Satz 3 – neu)

 Um  schnell  die  Investitionstätigkeit  zu  beleben,  werden  auf
 dem  Weg  zu  einer  grundlegenden  Unternehmenssteuer-
 reform  zeitlich  begrenzt  bis  zum  31.  Dezember  2007  die
 Bedingungen  der  degressiven  Abschreibung  für  bewegliche
 Wirtschaftsgüter  des  Anlagevermögens,  die  nach  dem
 31.  Dezember  2005  und  vor  dem  1.  Januar  2008  angeschafft
 oder  hergestellt  worden  sind,  verbessert.  Mit  der  Erhöhung
 der  degressiven  Abschreibung  für  Investitionsgüter  sollen
 Investitionsanreize  geschaffen  und  so  für  ein  beschleunigtes
 Wachstum gesorgt werden.

 Zu Nummer 5  (§  9 Abs.  5 Satz 1)

 Mit  der  Ergänzung  wird  die  Abziehbarkeit  von  Kinder-
 betreuungskosten  im  Sinne  des  §  4f  auf  den  Bereich  der
 Überschusseinkünfte  erstreckt.  Kinderbetreuungskosten
 sind damit wie Werbungskosten abziehbar.

 Zu Nummer 6  (§  9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a)

 Die  Ergänzung  bewirkt,  dass  Kinderbetreuungskosten  im
 Sinne  des  §  4f  neben  dem  Arbeitnehmer-Pauschbetrag  abge-
 zogen werden können.

 Zu Nummer 7  (§  12)

 Redaktionelle Folgeänderung zur Einfügung des §  4f.

 Zu Nummer 8  (§  33c)

 Zu Buchstabe a  (Überschrift)

 Bei  den  Aufwendungen  für  Dienstleistungen  zur  Betreuung
 eines  zum  Haushalt  des  Steuerpflichtigen  gehörenden  Kin-
 des  wird  künftig  danach  unterschieden,  ob  die  Aufwendun-
 gen  erwerbsbedingt  sind  oder  in  der  Privatsphäre  der  Eltern
 entstehen.  Da  erwerbsbedingte  Kinderbetreuungskosten  in
 §  4f  EStG  geregelt  werden,  kommt  §  33c  EStG  nur  noch  für
 private  Kinderbetreuungskosten  in  Betracht.  Die  Änderung
 in der Überschrift macht dies deutlich.

 Zu Buchstabe b  (Absatz 1)

 Zu Doppelbuchstabe aa  (Satz 1)

 Da  erwerbsbedingte  Kinderbetreuungskosten  künftig  geson-
 dert  in  §  4f  EStG  geregelt  werden,  wird  die  Voraussetzung
 „erwerbstätig“ in Satz 1 gestrichen.

 Zu Doppelbuchstabe bb  (Satz 2)

 Bei  zusammenlebenden  Eltern  sind  Kinderbetreuungskosten
 nur  dann  abziehbar,  wenn  die  im  Gesetz  genannten  Voraus-
 setzungen  bei  beiden  Elternteilen  vorliegen.  Wenn  beide  El-
 ternteile  erwerbstätig  sind,  erfolgt  eine  Berücksichtigung  der
 Kinderbetreuungskosten über §  4f EStG.

 Wenn  nur  ein  Elternteil  die  Voraussetzungen  des  §  33c
 Abs.  1  Satz  1  EStG  erfüllt,  muss  der  andere  Elternteil  er-
 werbstätig  sein,  damit  ein  Abzug  von  Kinderbetreuungskos-
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ten  in  Betracht  kommt.  Die  Ergänzung  des  Satzes  2  macht
 dies deutlich.

 Zu Nummer 9  (§  35a Abs.  2)

 Satz  1  gilt  wie  bisher  für  haushaltsnahe  Dienstleistungen  mit
 Ausnahme der in Satz 2 genannten Leistungen.

 Durch  den  zweiten  Halbsatz  erfährt  Satz  1  eine  Ausweitung
 für  die  Inanspruchnahme  von  Pflege-  und  Betreuungsleis-
 tungen  für  Personen,  bei  denen  ein  Schweregrad  der  Pflege-
 bedürftigkeit  im  Sinne  des  §  14  SGB  XI  besteht  oder  die
 Leistungen  der  Pflegeversicherung  beziehen.  Für  die  Inan-
 spruchnahme  von  Leistungen  für  diesen  Personenkreis  ver-
 doppelt  sich  der  Höchstbetrag.  Die  Steuerermäßigung  steht
 auch  den  Angehörigen  von  Personen  mit  Pflege-  oder  Be-
 treuungsbedarf  zu,  wenn  sie  für  Pflege-  oder  Betreuungsleis-
 tungen  aufkommen,  die  im  inländischen  Haushalt  des  Steu-
 erpflichtigen  oder  im  Haushalt  der  gepflegten  oder  betreuten
 Person  durchgeführt  werden.  Damit  wird  das  Engagement
 von  Angehörigen  anerkannt,  die  durch  die  Inanspruchnahme
 von  Pflege-  und  Betreuungsleistungen  dafür  sorgen,  dass  ge-
 pflegte  oder  betreute  Personen  so  lange  wie  möglich  in  ihrer
 gewohnten  Umgebung  bleiben  können.  Die  Leistungen  der
 Pflegeversicherung  sind  mit  der  Folge  anzurechnen,  dass  nur
 diejenigen  Aufwendungen  zu  einer  Steuerermäßigung  füh-
 ren,  die  nicht  durch  die  Verwendung  der  Leistungen  der  Pfle-
 geversicherung finanziert werden können.

 Satz  2  gilt  für  alle  handwerklichen  Tätigkeiten,  unabhängig
 davon,  ob  es  sich  um  regelmäßig  vorzunehmende  Renovie-
 rungsarbeiten  oder  um  Erhaltungs-  und  Modernisierungs-
 maßnahmen  handelt.  Begünstigt  sind  handwerkliche  Tätig-
 keiten,  die  von  Mietern  und  Eigentümern  für  die  zu  eigenen
 Wohnzwecken  genutzte  Wohnung  in  Auftrag  gegeben
 werden,  z.  B.  das  Streichen  und  Tapezieren  von  Innenwän-
 den,  die  Beseitigung  kleinerer  Schäden,  die  Erneuerung
 eines  Bodenbelags  (Teppichboden,  Parkett  oder  Fliesen),  die
 Modernisierung  des  Badezimmers  oder  der  Austausch  von
 Fenstern.  Die  Erweiterung  des  Tatbestands  zur  Ermäßigung
 der  tariflichen  Einkommensteuer  um  Erhaltungs-  und  Mo-
 dernisierungsmaßnahmen,  der  sowohl  von  Mietern  als  auch
 von  Eigentümern  für  die  zu  eigenen  Wohnzwecken  genutzte
 Wohnung  in  Anspruch  genommen  werden  kann,  dient  der
 Förderung von Wachstum und Beschäftigung.

 Bei  Vorliegen  der  entsprechenden  Voraussetzungen  können
 die  Tatbestände  der  Sätze  1  und  2  nebeneinander  in  An-
 spruch  genommen  werden.  Eine  kumulative  Inanspruchnah-
 me für dieselbe Dienstleistung ist nicht möglich (Satz 5).

 Satz  3  stellt  klar,  dass  nur  Arbeitskosten  begünstigt  sind  –
 Materialkosten  oder  sonstige  gelieferte  Waren  bleiben  außer
 Ansatz  –  und  nur  die  Aufwendungen,  für  die  nicht  bereits
 nach  anderen  Vorschriften  des  EStG  ein  vorrangiger  Abzug
 möglich  ist.  Um  eine  Doppelförderung  insbesondere  bei  Er-
 haltungsaufwendungen  auszuschließen,  wird  im  Rahmen  der
 Aufzählung  klargestellt,  dass  ein  Steuerabzug  für  solche
 Aufwendungen  nicht  möglich  ist,  die  als  Sonderausgaben
 geltend gemacht wurden (z.  B. nach §  10f EStG).

 Satz  4  stellt  klar,  dass  ein  Steuerabzug  nach  den  Sätzen  1
 und  2  nur  für  solche  Aufwendungen  möglich  ist,  für  die
 nicht  bereits  nach  Absatz  1  eine  Steuerermäßigung  in
 Anspruch  genommen  worden  ist  (Ausschluss  einer  Doppel-
 förderung).

 Sowohl  bei  Aufwendungen  im  Rahmen  einer  haushaltsna-
 hen  Dienstleistung  als  auch  bei  Handwerker-  oder  Pflege-
 und  Betreuungsleistungen  ist  die  Steuerermäßigung  davon
 abhängig,  dass  der  Steuerpflichtige  die  Aufwendungen
 durch  Vorlage  einer  Rechnung  und  die  Zahlung  durch  einen
 Beleg des Kreditinstituts nachweist (Satz 6).

 Zu Nummer 10  (§  52)

 Zu Buchstabe  a  (Absatz  18b – neu)

 Der  neue  §  52  Abs.  18b  EStG  bestimmt,  dass  die  steuer-
 neutrale  Übertragung  des  Veräußerungsgewinns  bei  der  Ver-
 äußerung  von  Binnenschiffen  bereits  in  allen  Veräußerungs-
 fällen  Anwendung  findet,  die  nach  dem  31.  Dezember  2005
 vorgenommen  werden.  Sie  wird  auf  einen  Zeitraum  von  fünf
 Jahren  befristet.  Hierdurch  wird  ein  schnellstmöglicher  Ab-
 bau  von  Wettbewerbsnachteilen  im  europäischen  Kontext
 sichergestellt.

 Zu Buchstabe b  (Absatz 50b Satz 2 – neu)

 Der  neue  Satz  2  stellt  klar,  dass  für  die  Steuerermäßigung
 nach  §  35a  Abs.  2  EStG  in  der  neuen  Fassung  nur  Leistun-
 gen  und  Zahlungen  berücksichtigt  werden  können,  die  nach
 dem 31.  Dezember 2005 erbracht worden sind.

 Zu Artikel 2  (§  20 Umsatzsteuergesetz)

 Zu Buchstabe a  (Absatz 1 Satz 1 Nr.  1)

 Das  Finanzamt  kann  auf  Antrag  gestatten,  dass  ein  Unter-
 nehmer  die  Umsatzsteuer  nach  vereinnahmten  Entgelten
 (sog.  IST-Versteuerung)  berechnen  darf,  wenn  der  Vorjahres-
 umsatz  eine  bestimmte  Grenze  nicht  überschritten  hat.  Der
 für  gewerbliche  Unternehmer  mit  Sitz  in  den  alten  Bundes-
 ländern  maßgebliche  Betrag  wird  verdoppelt  und  auf
 250  000  Euro  erhöht.  Für  Unternehmer  in  den  neuen  Bun-
 desländern gilt bereits eine erhöhte Umsatzgrenze.

 Anders  als  bei  der  Versteuerung  nach  vereinbarten  Entgelten
 muss  die  Steuer  bei  Anwendung  des  IST-Prinzips  erst  dann
 an  das  Finanzamt  abgeführt  werden,  wenn  der  Kunde  tat-
 sächlich  bezahlt  hat.  Die  Vorsteuer  kann  sich  der  Unterneh-
 mer  auch  in  Zukunft  bei  Leistungsbezug  und  Vorliegen  einer
 Rechnung  unabhängig  von  der  Bezahlung  sofort  vom
 Finanzamt  erstatten  lassen.  Dies  schafft  Liquiditätsvorteile
 insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen.

 Zu Buchstabe b  (Absatz 2)

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Abweichend  von  den  allgemeinen  Grundsätzen  können  Un-
 ternehmer  mit  Sitz  in  den  neuen  Bundesländern  die  IST-Ver-
 steuerung  bis  zu  einem  Gesamtumsatz  von  500  000  Euro  in
 Anspruch  nehmen.  Wegen  der  nach  wie  vor  schwierigen
 wirtschaftlichen  Verhältnisse  wird  diese  Sonderregelung  bis
 zum 31.  Dezember 2009 verlängert.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Es  handelt  sich  um  eine  redaktionelle  Folgeänderung  zu
 Buchstabe a.

 Zu Artikel 3  (Inkrafttreten)

 Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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Zu Absatz 1

 Mit  Wirkung  vom  1.  Juli  2006  treten  die  Änderungen  des
 Umsatzsteuergesetzes in Kraft.

 Zu Absatz 2

 Die  Änderungen  des  Einkommensteuergesetzes  treten  am
 Tag nach der Verkündung in Kraft.
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Anlage 2
 Stellungnahme des Bundesrates
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  819.  Sitzung  am  10.  Februar
 2006  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Abs.  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz)

 Die  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  SPD  haben  auf
 Grundlage  der  politischen  Einigung  vom  31.  Januar  2006
 angekündigt,  einen  Gesetzentwurf  in  den  Deutschen
 Bundestag  einzubringen,  der  zu  den  Fragen  der  steuer-
 lichen  Absetzbarkeit  von  Kinderbetreuungskosten  eine
 Neufassung  enthält.  Der  Bundesrat  sieht  insofern  von
 einer Stellungnahme im vorliegenden Verfahren ab.

 2.  Zu Artikel 1 Nr.  9 (§  35a Abs.  2 Satz 1 und 5 EStG)

 In Artikel 1 Nr.  9 ist §  35a Abs.  2 wie folgt zu ändern:

 a)  In  Satz  1  sind  nach  den  Wörtern  „haushaltsnahen
 Dienstleistungen,“  die  Wörter  „die  nicht  Dienstleis-
 tungen nach Satz 2 sind und“ einzufügen.

 b)  Satz 5 ist zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 §  35a  Abs.  2  Satz  1  EStG  begünstigt  neben  den  Kosten
 für  typische  haushaltsnahe  Tätigkeiten  wie  z.  B.  die  Rei-
 nigung  der  Wohnung  und  die  Betreuung  von  Kindern  und
 alten  Menschen  auch  Aufwendungen  für  kleinere  Aus-
 besserungsarbeiten  und  Schönheitsreparaturen  an  der
 Wohnung,  die  gewöhnlich  durch  Mitglieder  des  Haus-
 halts  selbst  erledigt  werden.  Umfangreichere  Handwer-
 kerleistungen  sind  hingegen  bislang  nicht  begünstigt.  Die
 Abgrenzung  zwischen  begünstigten  und  nicht  begünstig-
 ten  Handwerkerleistungen  bereitet  in  der  Praxis  oftmals
 Probleme.

 Durch  die  Einführung  der  Steuerermäßigung  für  Hand-
 werkerleistungen  bei  Renovierungs-,  Erhaltungs-  und
 Modernisierungsmaßnahmen  in  Satz  2  bestehen  künftig
 für  kleinere  Handwerkerleistungen  zwei  Steuerermäßi-
 gungstatbestände,  zum  einen  als  haushaltsnahe  Tätigkeit

 nach  Satz  1  und  zum  anderen  als  Handwerkerleistung
 nach Satz  2.

 Die  heutigen  Abgrenzungsschwierigkeiten  zwischen  be-
 günstigten  Handwerkerleistungen  und  nicht  begünstigten
 Handwerkerleistungen  werden  infolgedessen  nicht  elimi-
 niert,  sondern  durch  Abgrenzungsschwierigkeiten  zwi-
 schen  einfach  begünstigten  und  doppelt  begünstigten
 Handwerkerleistungen  ersetzt.  Die  hohe  Streitanfällig-
 keit  der  Vorschrift  sollte  zur  Verbesserung  der  Praxis-
 tauglichkeit dringend vermindert werden.

 Mit  dem  in  Satz  5  geregelten  Ausschluss  der  kumulativen
 Inanspruchnahme  der  Steuerermäßigungen  nach  den  Sät-
 zen  1  bis  3  wird  dies  nur  zum  Teil  erreicht,  da  er  sich  nur
 auf  die  jeweilige  Dienstleistung  bezieht.  Hiernach  wäre  es
 künftig  trotzdem  möglich,  zum  Beispiel  im  Rahmen  einer
 Wohnungsrenovierung  für  die  Tapeziererarbeiten  durch
 Handwerker  A  (haushaltsnahe  Tätigkeit)  die  Steuer-
 ermäßigung  nach  Satz  1  und  für  die  Fußbodenverlegung
 durch  Handwerker  B  die  Steuerermäßigung  nach  Satz  2
 in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  bisherigen  Abgrenzungs-
 probleme  blieben  bestehen  und  es  ergäben  sich  neue
 Gestaltungsmöglichkeiten  durch  die  Aufsplittung  der
 Auftragsvergabe.

 3.  Zu Artikel 1 Nr.  9  (§  35a  Abs.  2  Satz  1,  zweiter  Halb-
 satz EStG)

 Der  Bundesrat  bittet,  im  weiteren  Gesetzgebungsverfah-
 ren  zu  prüfen,  ob  die  Regelung  zum  Höchstbetrag  der
 steuerlichen  Förderung  für  die  Inanspruchnahme  von
 Pflege-  und  Betreuungsleistungen  in  Artikel  1  Nr.  9
 (§  35a  Abs.  2  Satz  1,  zweiter  Halbsatz  EStG)  deutlicher
 gefasst werden kann.

 Es  sollte  klar  gestellt  werden,  dass  sich  die  Ausdehnung
 der  Steuerermäßigung  für  Betreuungsleistungen  an  pfle-
 gebedürftige  Personen  auch  bei  Einbeziehung  der  Auf-
 wendungen  für  sonstige  haushaltsnahe  Dienstleistungen
 auf  einen  Höchstbetrag  von  insgesamt  1  200  Euro  be-
 schränkt.
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 Gegenäußerung der Bundesregierung
 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zur  Stellungnahme  des
 Bundesrates  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  steuerlichen
 Förderung von Wachstum und Beschäftigung wie folgt:

 Zu Nummer 1  (Artikel  1)

 Da  der  Bundesrat  unter  Hinweis  auf  die  beabsichtigte  Ein-
 bringung  eines  auf  der  politischen  Einigung  vom  31.  Januar
 2006  basierenden  Gesetzentwurfs  durch  die  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  SPD  von  einer  Stellungnahme  abgesehen  hat,
 besteht  auch  für  die  Bundesregierung  keine  Veranlassung  zu
 einer Gegenäußerung.

 Zu Nummer 2  (Artikel 1 Nr.  9)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  des  Bundes-
 rates zu.

 Zu Nummer 3  (Artikel 1 Nr.  9)

 Die  Bundesregierung  wird  den  Vorschlag  des  Bundesrates
 prüfen.
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